In der Nacht vom 25. zum 26.6. wird auf das 
Asylbewerberheim in der Haydnstraße in Dres- 
den ein Brandanschlag verübt. "Beim organi- 
sierten Autodiebstahl sind Polen nun mal be- 
sonders aktiv, das Geschäft mit der Prostitution 
wird dominiert von der Russenmafia, Drogen- 
kriminelle kommen besonders häufig aus Süd- 


osteuropa und Schwarzafrika." meinte Gerhard 
Schröder, wahrscheinlicher Kanzlerkandidat der 
SPD, am 20.7. Am 7.7. zeigte Satl ein Video, 
aufdem Bundeswehrsoldaten Hinrchtungen und 
Vergewaltigungen nachstellen. Am 27.6. schiebt 
Berlin einen Kriegsflüchtling nach Bosniern ab, 
obwohl das Verwaltungsgericht dies am Vortag 
untersagte. Der Bundesrat bewilligt am 4.7. die 
Verschärfung des Ausländerrechts, das vor al- 
lem die Abschiebung bei Bagatelldelikten er- 
zwingt. In der Nacht vom 3. auf den 4.7. der 
niedersächsische Landtag in Hannover, das 
Rathaus und zwei Ministerien mit Hakenkreu- 
zen beschmiert. Am 5.7. standen einem Treffen 
von 30 Punks 70 Neonazis gegenüber. Die Po- 
lizei drohte das Treffen der Punks aufzulösen. 
Die Punks verließen daraufhin die Stadt. Am 
4.7. wurden in Grimmen zwei irakische Staats- 
angehörige von vier Jugendlichen angegriffen 
und verletzt. In der Nacht vom 4. zum 5.7. löst 
die Polizei ein Treffen von 40 Rechtsextemen 
in Herzsprung auf, nachdem rechtsextremisti- 
sche Lieder gespielt wurden. Dabei wurde der 
Bürgermeister der Gemeinde mit festgenom- 
men, da er sich der Räumung in den Weg stell- 
te. In Vellmen bei Kassel wird die Leiche eines 
17jährigen Asylbewerbers gefunden. Er ist er- 
schlagen worden. Die Staatsregierung Bayerns 
widerspricht der Ausländerbeauftragten der 
Bundesregierung, die den Ruf des Muezzin, die 
islamischen Gebetsrufe, und das läuten von 
Kirchenglocken gleichgesetzt sehen will. Der 
bayrische Umweltminister bezieht sich dabei auf 
des Immissionsschutzgesetz. In der Nacht vom 
24. auf den 25.7. wird in Berlin ein Obdachlo- 


ser nierdergestochen. Der aus Jugoslawien stam- 
mende wird lebensgefährlich verletzt. Am 
Abend des 26.6 wird ein 41jähriger Türke in 
der Dresdner Innenstadt von drei Jugendlichen 
angegriffen und verletzt. Peter Müller nennt es 
in einem Brief an die Sächsische Zeitung "eine 
Instinktlosigkeit (Asylbewerber) Heime in 
dichtbesiedelten Wohngegenden zu setzten". Im 
Spiegel vom 7.7.97 verkündet Henning 
Vorscherau (SPD) Strafprozeßrecht, Ausländer- 
recht und Asylverfahren seien "zu gutwillig, zu 
lahm, zu langsam..." angesichts der "...heran- 
ziehenden Schlechtwetterfront". Im gleichen 
Spiegel wird von 27 Fällen berichtet, bei denen 
Flüchtlingen bei ihrer Abschiebung über den 
Frankfurter Flughafen Valium verabreicht wur- 
de. In der Nacht vom 24. auf den 25.7. wird auf 
ein Asylbewerberheim in München ein Brand- 
anschlag verübt. Die Polizei spricht von "ethni- 
schen Konflikten". Bundesaußenminister 
Kinkel fordert, daß die Rückreise von bosni- 
schen Kriegsflüchtlingen in den Sommermona- 
ten einen neuen Schub erhalten müsse. In der 
Nähe von Freiberg werden 10 Jugendliche fest- 
genommen, die in den letzten Monaten zwei pa- 
kistanische Asykbewerber, zwei Studenten aus 
Jordanien und zwei dänische Fernfahrer miß- 
handelt haben. Nach ihren Geständnissen kom- 
men sie wieder frei. In einem von zwei Berli- 
ner CDU Mitgliedern an alle Kreisverbände 
heißt es, es sei "endlich an der Zeit den patho- 
logischen Philosemitismus (krankhafte Juden- 
liebe) unserer Politiker beim Namen zu nen- 
nen." Am 5.Juli marschieren in Zittau 300 
Rechtsradikale auf. Innenstaatsekretär Kurt 
Scheller (CSU) beschwert sich, daß das Rück- 
übernahmeabkommen mit Vietnam zu langsam 
umgesetzt wird. Am 30.7. schiebt Baden-Würt- 
temberg 72 Flüchtlinge ins ehemalige Jugosla- 
wien ab. Damit erhöht sich die Gesamtzahl auf 
490. Zwei Jugendliche überfallen am 1.7. in 
Güstrow einen 34jährigen Türken und verlet- 


zen in schwer. "Unser Rechtsstaat muß wieder 
Zähne bekommen, der Tiger muß wieder zu- 
beißen", verkündet der Bund Deutscher Krimi- 
nalbeamter zur Unterstützung der Forderungen 
von Gerhard Schröder. Seit Jahresbeginn sind 
an der deutsch polnischen Grenze 4200 Flücht- 
linge aufgegriffen worden teilte der Sprecher 
des Grenzschutzamtes Frankfurt/Oder am 3.Juli 
mit. Sachsens Innenminister Klaus Hardraht 
kündigt an, dort wo besonders häufig Auslän- 
der illegal ins Land kommen, die Grenze elek- 
tronisch zu überwachen. "Die freiwillige Rück- 
kehr bosnischer Kriegsflüchtlinge, die zunächst 
nur schleppend verlief, ist angesichts mehrerer 
Zwangsabschiebungen verstärkt in Gang ge- 
kommen, meldet die Sächsische Zeitung. Poli- 
zei und Bundesgrenzschutz warnen vor einer il- 
legalen Einreisewelle vom indischen Subkon- 
tinent. In der Nacht vom 27. zum 28.7. kommt 
es zu einem Brand in einem Essener Asyl- 
bewerberheim. Marianne Jacob meint in einem 
Brief an die Sächsische Zeitung daß der Vor- 
schlag des Hakengebäudes (!) eine Verschan- 
delung des Elbe-Stadt-Panorames darstellt. Ge- 
meint ist ein Vorschlag für den Neubau der 1938 
gebrandschatzten Synagoge in Dresden. Am 7.8. 
nimmt die Polizei in Halle einen 
rechtsgerichteteten Bombenbastler fest und fin- 
det neun selbsthergestellte Sprengsätze. Am 
Nachmittag des 30.7. wird ein Iraker in der Stra- 
Benbahnlinie 13 angegriffen und verletzt. Die 
Fahrgäste griffen nicht ein. Laut Innenminister 
Hardraht ist der Einsatz von Wachdiensten in 
Sachsens Ausländerunterkünften vor allem 
nachts weiterhin notwendig. Am 8.8. wird eine 
Unterkunft italienischer Bauarbeiter in der 
Dresdner Forststraße von zwei Bundeswehr- 
soldaten niedergebrannt. Vergangene Woche be- 
schließt der Gemeinderat von Gollwitz einstim- 
mig, die Aufnahme von 50 jüdischen Aussied- 
lern zu verweigern. 
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 Antirassistische Demonstrauon 


6.0. 


16% Uhr Scheune 


Wir rufen euch auf’ an der "Demonstration gegen Rassismus und Aus- 
länderfeindlichkeit und für Solidarität mit ausländischen Freunden, 
Nachbarn, Kolleginnen und Kollegen” teilzunehmen. 

Der Brandanschlag auf die Unterkunft italienischer Bauarbeiter am 
8.August diesen Jahres war der vorläufige Höhepunkt der zunehmen- 
den rassistischen Angriffe in Dresden. Die Begründung "die Täter 
hätten schon lange Streß mit ihnen gehabt" versucht nicht nur die Tat 
zu entschuldigen, sie schiebt den Bauarbeitern auch ein Stück der 
Verantwortung zu. Wie immer sollen die Ausländer zumindest eine 
Mitschuld tragen, wenn sie angepöpelt, zusammengeschlagen oder 
ihnen die Häuser weggebrannt werden, wie auf der Forststraße. 

Es kann aber nicht nur darum gehen, sich über rechte Gewalttaten zu 
empören. Die sogenannten "orientierungslosen Jugendlichen Einzel- 
täter" handeln aus einem gesellschaftlichen Klima heraus, das Ras- 
sismus sein Eigen nennt. Am Samstag 27.September, dem Tag des 
Flüchtlings, verkünden Politiker der CDU, wie sie die Beschäftigung 
von AusländerInnen weiter einschränken wollen. Drastische Redu- 
zierung der Anzahl von Saisonarbeitern, generelles Arbeitsverbot für 
AsylbewerberInnen. Die Fordrung der rechtsextremen NPD "Arbeit 
zuerst für Deutsche" wirkt fast harmlos dagegen. Bundesinnenmini- 
ster Manfred Kanther und der ihm unterstellte Bundesgrenzschutz 
betreiben seit Jahren mit Hunden, Wärmebildgeräten, Hubschraubern 
und freiwilligen Helfern eine Menschenhatz an der Grenze zu Polen 
und Tschechien. 1996 kostete dies mehr Flüchtlingen das Leben als 
die Angriffe von Rassisten. Allen Flüchtlingen, die aufgegriffen wer- 
den, droht früher oder später die Abschiebung. Immer nach dem Mot- 
to "Je schneller und je mehr desto besser". Die deutsche Ostgrenze ist 
die bestbewachte in Europa. Sachsens Innenminister Klaus Hardraht 
schlägt zur weiteren Abwehr von Kriminalität und illegaler Einreise 
die Errichtung von Drahtzäunen vor. Dresden am Rande der 30km 
breiten Grenzzone steht da in keinster Weise nach. Es vergeht keine 
Woche ohne Erfolgsmeldungen über Aufgriffe von "Illegalen" im Stadt- 
gebiet- ganz im Kantherschen Sinne. 

Wir können aber nicht die Au- 
gen davor verschließen, daß all 
die Sondergesetze für Flüchtlin- 
ge, wie Arbeitsverbot, Unter- 
bringung in Massenunterkünf- 
ten, Paketernährung, Kürzung 
der Sozialhilfe unter das gesetz- 
liche Existenzminimum usw,., 
bei vielen in der deutschen Be- 
völkerung auf Akzeptanz sto- 
ßen. Zu gern werden Sünden- 
böcke für gesellschaftliche Pro- 
bleme bei den schwächsten ge- 
sucht und dabei alles "Nicht- 
deutsche" ausgemacht. 

Wir fordern euch auf, alles da- 
für zu tun damit Flüchtlinge 
völlig gleichberechtigt leben 
können, wo und wie sie es wollen. Das heißt für uns nicht nur gegen 
Rechtsradikale aktiv zu werden, Flüchtlinge zu unterstützen, bei An- 
griffen zu schützen, sondern auch jedes rassistische Denken in der 
Bevölkerung anzugreifen. 


Weg mit allen Ausländergesetzen! 


Das im jetzigen gesellschaftlichen Klima der Zulauf zu rechten 
Gruppierungen stärker und ihr Auftreten selbstbewußter kann 
nicht überraschen. Wir rechnen damit, daß es auf der Demon- 
stration zu Provokationen kommen kann. Wir fordern euch des- 
halb auf, einen gemeinsamen Block zu bilden, um geschlossen 
darauf reagieren zu können. Faschos haben auf der Demonstrati- 
on nichts zu suchen! 
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Den rechten Konsens dı 
Faschistische Strukture 


Die Stadt Saalfeld, Kreisstadt des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, ist 
mit ihren Einwohnern das, was man gemeinhin als Provinz bezeichnet. 
Sie liegt im Suedosten Thueringens und ist jeweils etwa 50 Kilometer 
von groesseren Staedten wie Jena und Erfurt entfernt. Trotz oder gerade 
wegen dieser Abgeschiedenheit von der ‚Grossen Welt“ hat sich hier ueber 
die Jahre ein gewaltiges Potential an rechtsorientierten Jugendlichen her- 
ausgebildet. Bei genauerer Betrachtung ist, aehnlich den Zustaenden in 
Wurzen, die Tendenz zur Bildung einer festen rechten Struktur erkenn- 
bar. Politisch schwankende und gelangweilte Jugendliche werden ver- 
sucht in diese feste Struktur zu integrieren. Getarnt als Wendeverlierer 
mit deutschnationaler Gesinnung tritt die Rechte ihren Feldzug gegen 
alles an, was der ‚deutschen Ordnung“ im Wege steht. Dabei reichen die 
Aktivitaeten von der Forderung nach einem nationalem Jugendzentrum 
bis hin zur offenen Gewalt. 


Die Entwicklung der faschistischen Szene im Landkreis 
Exemplarisch wird hier, um die genannte Tendenz zu einer festen Struk- 
tur in der Naziszene zu verdeutlichen, auf einige Hochepunkte faschisti- 
scher Aktivitaeten im Landkreis eingegangen. 

Am 17. August 1992 marschieren etwa 2.500 Faschisten zum Gedenken 

an Rudolf Hess ungehindert und medienwirksam durch Rudolstadt. Im 

gleichen Jahr haelt der Chef der Deutschen Nationalen Partei (DNP), 

Thomas Dienel, in einer Gaststaette in der Naehe 

Saalfelds vor laufenden Kameras eine Rede 

anlaesslich einer Parteiversammlung, durchsetzt 

mit den ueblichen Idiomen. 

Vom 11. bis 13. Juni 1993 halten die Vereine ‚Deut- 

sches Kulturwerk europaeischen Geistes“, der 

‚Freundeskreis Ulrich van Hutten“ und die ‚Not- 

gemeinschaft fuer Volkstum und Kultur e.V.“ nahe 

Saalfeld, im Schutz von Polizei und Wiking-Ju- 

gend ein Treffen ab. 

. Am 30. April 1994 treffen sich etwa 150 Faschi- 
sten aus dem gesamtem Bundesgebiet zur Wal- 
purgisnacht am Ortsausgang Saalfeld. Zwei Wo- 
chen spaeter, am 14. Mai, findet in Rudolstadt 
ein angemeldetes und genehmigtes Konzert meh- 
rerer Fascho-Bands statt, welches bundesweit etwa 
350 Faschisten anzieht. 

Waehrend am 8. Mai eine Kranzniederlegung von 
150 Antifas in Rudolstadt durch die Polizei massiv angegriffen wird und 
es zu mehreren Festnahmen kommt, gelingt es Faschisten mittels einer 
Bombenattrappe fast die Gedenkfeierlichkeiten am antifaschistischen 
Mahnmal in Saalfeld im wahrsten Sinne des Wortes zu sprengen (10. 
September 1995). 

Im August 1995 treffen sich 70 Faschisten aus der Region auf dem 

Rudolstaedter Volksfest und koennen dort ungehindert Straftaten wie 

‚Koerperverletzung“ begehen, Parolen skandieren und Propagandamate- 

rial zur Rudolf-Hess-Woche verteilen. Dies wiederholt sich 1996 achnlich, 

wobei die anwesende Polizei, statt das Nazitreffen aufzuloesen, 
gegenueber den Antifas Platzverweise erteilt.. 

Im September 1996 besetzen etwa 40 Faschisten ein altes Fabrikgebaeude 

in Saalfeld, welches von der Polizei schliesslich geraeumt wird, aber den 

Anstoss fuer eine Kampagne zu Gunsten eines ‚Nationalen Jugendzen- 

trums“ bildet. Gleichzeitig bildet sich um den Kontaktmann der Anti- 

Antifa Ostthueringen und Anmelder verschiedener Rudolf-Hess-Demos 

und besagten Fascho-Konzertes, Tino Brandt, der Deutsche Freundes- 

kreis (DFK), dessen Betaetigungsfeld hauptsaechlich in der Rekrutie- 
rung und Vernetzung national gesinnter Jugendlicher im Landkreis zu 
finden ist. 

1997 fallen die Faschisten besonders durch gezielte Gewaltakte 

gegenueber Auslaendern und missliebigen Menschen auf, bzw. durch 


zit Saalield 


irchbrechen! 
n aufdecken und zerschlagen! 


die Kampagne fuer ihr Jugendzentrum. Ausserdem kann man eine zu- 
nehmende Verknuepfung von Faschos mit Dealern und der Zuhaelterszene 
bemerken, so versucht etwa der Faschist Marcel Biehl eine Nachtbar mit 
Animierbetrieb vom Stadtrat Saalfeld genehmigen zu lassen. Dies ist 
nur moeglich, weil die Mehrheit es duldet bzw. wegschaut! 


Keine Duldung faschistischer Zentren 

Ein Versuch, Saalfeld und Umland in ein Netzwerk faschistischer Orga- 
nisierung zu integrieren, ist, ein ‚Nationales Jugendzentrum“ aufzubau- 
en. Dazu hat sich um Tino Brandt im Sommer 1996 ein „Aktionskommitee 
Deutsches Jugendhaus Saalfeld“ konstituiert, dessen Sprecher Brandt 
ist. Obwohl Teile der regionalen Presse das Anliegen der 
‚vernachlaessigten Jugendlichen“ als legitim charakterisieren, lassen die 
Fakten nur erahnen, welche Folgen ein solches Zentrum fuer die Region 
haette. Tino Brandt ist verantwortlicher Redakteur der Neuen Thueringer 
Zeitung (NTZ), die dem ‚Nationalen Medienverband“ unter Fuehrung 
Christian. Wendts angehoert. Wendt unterhaelt Verbindungen zu dem 
einschlaegig bekannten Anwalt Juergen Rieder (NPD), Frank Schwerdt 
(Die Nationalen e.V.), Wolfram Nahrat (Wiking-Jugend) und Hans-Joerg 
Rueckert (Hoffmann-von-Fallersleben-Bildungswerk). Friedhelm Busse 
(FAP) und Steffen Hupka (Sozialrevolutionaere Arbeiterfront) etwa tre- 
ten als Autoren fuer den Medienverbund auf. Weiterhin ist Tino Brandt 
Mitunterzeichner der ‚Pullheimer Erklaerung“, die unter Federfuehrung 
der ‚Deutschen Liga“ die Einheit der rechten Szene manifestieren soll. 
Brandt war einer der Hauptkoordinatoren des Hess-Aufmarsches 1992, 
Anmelder des Nazikonzertes 1994 und weiterer Hess-Demos in verschie- 
densten Staedten. Fuer die Anti-Antifa tritt Brandt als Ostthueringer 
Kontaktmann auf, im Internet schreibt er unter dem Pseudonym ‚Till 
Eulenspiegel“ Beitraege fuer das rechte ‚Thule-Netz“. 

Interessant ist auch die Telefonnummer des waehrend der damaligen 
Hausbesetzung eingerichteten Kontakt- und Pressetelefons, jene ist auf 
die Mutter von Andreas Rachhausen angemeldet. Rachhausen, ein 
einschlaegig bekannter Faschist, ging kurz nach der Wende in die Frem- 
denlegion. 1992 organisierte er mit Brandt den Hess-Aufmarsch in Ru- 
dolstadt. Nach einem Ueberfall auf eine Diskothek in der Region Saal- 
feld tauchte er nach Frankreich bei dem Soeldnerfuehrer Michel Faci 
unter, der bei dem Aufmarsch die franzoesische Delegation angefuehrt 
hatte. Danach ging es weiter nach Kollund/Daenemark, wo er sich bis zu 
seiner Auslieferung durch die daenischen Behoerden bei Thies 
Christofferson aufhielt, Mitglied der NSDAP/AO von Gary Lauck und 
Publizist von Schriften zur ‚Auschwitzluege“. 


Wir fordern: 


Die beiden Beispiele zeigen die Gefahr, die von einem solchen Zentrum 
ausgehen kann. Von einem Anlaufpunkt fuer orientierungs- und 
perspektivlose Jugendliche kann hier keine Rede sein, eher vom Aufbau 
eines weiteren Mosaiksteines im rechten Netzwerk, das unter dem Deck- 
mantel der Jugend- und Sozialarbeit auf die Akzeptanz von weiten Tei- 
len der Behoerden und der Bevoelkerung setzt. 


Repressionen gegen Antifaschisten im Landkreis 

Waehrend Faschisten im Landkreis fast unbehelligt ihre Aktionen durch- 
ziehen, werden Antifa und alternative Projekte massiv von Behoerden, 
Polizei und Justiz kriminalisiert. Fadenscheinige Begruendungen fuehren 
zu Hausdurchsuchungen. Zurueck bleibt oft ein Zustand allgemeiner 
Verwuestung. Bewohnern der alternativen Projekte versucht man, durch 
mysterioese Drogenfunde zu kriminalisieren. Mitglieder des vermeint- 
lich ‚harten Kern der Szene“ sollen auf Grund fadenscheiniger Vorwuerfe 
durch ‚muendliche Haftbefehle“ in Gewahrsam gebracht, als Zeugen fuer 
nicht erfolgte Straftaten vorgeladen werden und so eine Aufsplittung der 
Gruppe voranzutreiben.. Hausdurchsuchungen mit Foto- und Videoauf- 
zeichnungen, Abhoeren des Telefons und Ueberwachung des Schriftver- 
kehrs werden verwendet, um sich auf den neusten Sand der Entwicklun- 
gen in der Antifa-Szene zu bringen. Im Zuge des Polizeieinsatzes am 2. 
Mai 1997 anlaesslich eines Klubhaus stattfindenden Punk-Konzertes 
kommt es zu massiven Ausschreitungen von Polizisten gegenueber un- 
beteiligten Passanten, die nur durch ihr Aussehen dem alternativen Spek- 
trum zugeordnet wurden. So wurde mit gezogener Pistole nach den Pa- 
pieren gefragt, Radfahrer vom Rad auf die Strasse gestossen und es kam 
zu wahllosen Festnahmen. Einzelne Polizeibeamten machten rechtsex- 
treme Aeusserungen. Arrestierte wurden misshandelt und medizinische 
Hilfe verweigert und beleidigt. Seither wurde nun schon mehrmals ver- 
sucht, einerseits durch ungerechtfertigte Polizeiaktionen das Haus zu 
schliessen und andererseits durch den Aufbau eines schlechten Images 
die Zustimmung durch die EinwohnerInnen zu organisieren. Im Juli 97 
wurde im Stadtteil Gorndorf, eine Hochburg neofaschistischer 
Aktivitaeten, ein 4,5 Millionen DM teures Stadtteil-Zentrum eroefinet, 
das den Faschisten Grundlagen zum Ausbau ihres Netzes bietet. 
Kranzniederlegungen und Demonstrationen (1995) charakterisiert man 
als Werk von Chaoten, greift diese unverhaeltnismaessig an, bzw. be- 
und verhindert deren Durchfuehrung. Es laesst sich feststellen, dass die 
gaengige Praxis zur Verharmlosung der rechten und rechtsextremen Krei- 
se fuehrt und antifaschistischer Widerstand zu Chaotentum stigmatisiert 
und in zweifelhafte politische Stereotype gedraengt wird. 


Keine Verharmlosung rechter Gewalt in Saalfeld und anderswo! 


Kein nationales Jugendzentrum in Saalfeld! 


Keine Duldung und Foerderung rechter Strukturen durch Staat und Gesellschaft! 
Stop Kriminalisierung antifaschistischer und antirassistischer Menschen und Initiativen! 
Fuer den Erhalt des Saatfelder Clubhauses der Jugend! 


Den rechten Konsens durchbrechen! 


Faschistische Strukturen aufdecken und zerschlagen! 


11. Oktober 1997, 15 Uhr Bahnhof Saalfeld/Saale, Thueringen 


Wir dokumentieren hier folgende Pressemitteilung 


Demonstration gegen Rechte Gewalt am 11.10. in Saalfeld 
Ordnungsbehoerde will neonazistische Gegendemonstration genehmigen. 
11.10.1997, 15.00 Uhr, Bahnhof, Saalfeld/Saale 

Mehr als 30 VertreterInnen oertlicher und regionaler antirassistischer 
und antifaschistischer Initiativen sowie der Parteien und Gewerkschaf- 
ten trafen sich Montagabend in Saalfeld zur Vorbereitung der Demon- 
stration gegen Rechte Gewalt am 11. Oktober. 

Die TeilnehmerInnen fordern das Landratsamt auf,die bundesweite neo- 
nazistische Gegendemonstration zu verbieten. In einem am gleichen Tag 
im Landratsamt stattfindenden Kooperationsgespraech hatten Vertreter 
der Behoerden die Genehmigung der Nazidemonstration angekuendigt. 
Insbesondere sei der Charakter einer Gegendemonstration nicht nach- 
weisbar. Im Thule-Netz, einem neofaschistischen Mailbox-System, war 
Anfang August hingegen zu lesen: ‚Hallo und Heil Euch! .. Am 11.10. 
soll eine Demonstration ....stattfinden. Der Demoaufruf richtet sich ge- 
gen ein nationales Jugendzentrum bzw. die nationale Szene allgemein. 
Wir rufen hiermit zur ‚Gegenaktion“ auf, die am gleichen Tag stattfin- 
den soll...“ Eulenspiegel (Pseudonym von Tino Brandt) 

Mit der Genehmigung der neonazistischen Gegendemonstration verschafle 
man der militanten Szene um die Anti-Antifa legalen Zugang zu Saal- 
feld. Andere Behoerden, so bspw. erst am Wochenende in Gera, haben 
im Wissen um die drohende Gewalt, die von dieser Szene ausgeht, sol- 
che Demonstrationen verboten. Gleiches erwarten die Initiatoren der 
Demonstration gegen Rechte Gewalt auch von der Saalfelder Behoerde. 
Man sei sich sicher, dass am 11. Oktober antirassistisch und antifaschi- 


stisch gesonnene Menschen und Initiativen, Gewerkschaften und ..Bar;, 


teien eine friedliche Demonstration gegen Rechte Gewalt durchfuehren 
werden; erwarte aber, dass das Landratsamt und die Polizei durch 
Deeskalationsmassnahmen, wie bspw. Verbot der Gegendemonstration 
und das Unterlassen schikanoeser Auflagen, ihren Beitrag zu einem fried- 
lichen Verlauf leisten.. Man werde auch nicht hinnehmen, dass der De- 
monstration die Abschlusskundgebung am Rathaus verwehrt werden soll. 
Wie weiter? Auch wenn eine Initiative ihre Unterstuetzung zur Demon- 
stration zurueckgezogen hat, hat die oeffentliche Debatte um die De- 
monstration immer mehr Initiativen und Organisationen veranlasst, diese 
zu unterstuetzen: LAG AntiFa/Antirassismus Thueringen; 
GewerkschafterInnen gegen Rassismus und Faschismus Thueringen; 
Antifa Saalfeld/Rudolstadt/Ilmenau, Projektwerkstatt Neustadt; Bund 
der AntifaschistInnen (BdA) Thueringen; Steffen Dittes, PDS MdL; PDS 
KV Saalfeld, Landesvorstand Buendnis 90/Die Gruenen, Gewerkschaft 


OeTV Kreisverwaltung Jena, Buendnis 90/Die Gruenen Saalfeld, Ge 


werkschaft IGM Jena-Saalfeld und Gera, Gewerkschaft hbv, Bezirks- 
verwaltung Jena und Gera, DGB Jugend/ran e.V. Thueringen, DGB 
Bildungswerk Thueringen e.V., DGB-Kreis Ostthueringen, DGB- 
Regionalkartell; DGB-Kreis Mittelthueringen. 

In den naechsten Tagen wird die Initiative mit weiteren Flugblaettern, 
Plakaten und Unterschriftenaktionen an die Oeffentlichkeit gehen. Die 
Aussage: ‚Im Juli 97 wurde in Gorndorf, Saalfeld, eine Hochburg neofa- 
schistischer Aktivitaeten, ein 4,5 Millionen DM teures Stadtteil- Zen- 
trum eroeffnet, das den Faschisten ungewollt Grundlagen zum Ausbau 
ihres Netzes bietet, wenn sich Politik, Justiz und BuergerInnen nicht 
entgegenstellen...“ hatte in der Saalfelder Oeffentlichkeit und beim 
Traeger des Zentrums - regionales Diakoniewerk - zu erheblichen 
Missverstaendnissen gefuehrt. Obwohl der Wortlaut der Erklaerung keine 
Missverstaendnisse zulasse, sei hineininterpretiert worden, dass die .In- 
itialive dem Traeger rechtes Gedankengut unterstelle. Die Initiative sehe 
keine Veranlassung zu irgendwelchen Schuldzuweisungen gegenueber 
der Diakonie, erwarte aber, dass in Kenntnis der rechtsorientierten jun- 
gen Klientel entsprechende paedagogische Konzepte entwickelt werden 
und Veranstaltungen angeboten werden, die geeignet seien, ein nicht- 
rechtes Klima zu entwickeln und neonazistische Kader vom Kulturzen- 
trum fernzuhalten. 


Joseph Gruene 
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